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Anlagen 
 
 
 
 

Zur Einführung und zum Ausbau einer Bür-
gerkommune  unter Einrichtung einer Koor-
dinierungsstelle für ehrenamtliches Enga-
gement in Lampertheim 
 
 
 
 
 

Kommunen entwickeln sich zu Bürgerkommunen, indem 
sie Würdigung, Wertschätzung und Weiterbildung in ei-
ner Kultur des Ermöglichens als Grundlage der Gemein-
schaft von Politik, Verwaltung und Bürgerschaft aner-
kennen, schätzen und leben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Lampertheim, im Juni 2011  
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6. Anlagen  
 
Dem interessierten Leser soll im Anhang eine weiterführende Information über die 
Bürgerkommune gegeben werden. Es existieren dazu vielfältige Veröffentlichungen. 
Hier werden vor allem Informationen aus der Petra-Kelly-Stiftung, der Heinrich-Böll-
Stiftung, der Friedrich-Ebert-Stiftung und des Forschungsprojekt „Bürgerkommune“ 
der Universität Konstanz und Veröffentlichungen der Fernuniversität Hagen wieder-
gegeben. Weiterhin werden Veröffentlichungen aus der Stiftung Metropolregion 
Rhein-Neckar und der Stadt Viernheim beachtet. Weitere Informationen kann der 
wissbegierige Leser aus der Literaturliste gewinnen. 
 
 
6.1   Beschlussantrag der STVV vom 11.11.2010  
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Auszug aus dem Wortlaut zum Antrag: 

 
 
 



Anlage zum Konzept zur Einrichtung einer Bürgerkommune in Lampertheim Stadt Lampertheim FB-40/Hero 

17/32 

 
6.2 Beschluss der StVV vom 10.12.2010 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6.3  Zusammengefasste Informationen und Materialien  zur  Bürgerkommune  
 
Zur Entwicklung der „Bürgerkommune“ (Prof.Dr. Lars Holtkamp) 
Der Begriff „Bürgerkommune“ erfreut sich seit Ende der 90er Jahre in der kommuna-
len Wissenschaft und Praxis wachsender Beliebtheit. Das Problem ist nur, dass auf 
den Begriff „Bürgerkommune“ kein Konzept folgte. Wenn man dies mit der Erfolgsge-
schichte des Begriffs „Neues Steuerungsmodell“ vergleicht, wird deutlich, dass sich 
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beide Begriffe schnell in der kommunalen Praxis verbreiteten, aber zum großen Teil 
nur das Neue Steuerungsmodell in der Praxis umgesetzt wurde. Bei der Bürgerkom-
mune fehlt es an „Bauplänen“, an denen sich die Städte bei der Umsetzung orientie-
ren können und die für viele kommunale Praktiker das „Luftschloss“ Bürgerkommune 
greifbarer werden lassen. 
 
Im Wesentlichen sind fünf Entwicklungen für die Konjunktur der Bürgerkom mu-
ne verantwortlich, die auch gleichzeitig etwas über die unterschiedlichen Zielsetzun-
gen der Bürgerkommune aussagen. 
 
• Der flächendeckende Einzug der direkten Demokratie 

Als Erstes ist hier die bundesweite Reform der Gemeindeordnungen zu nennen. 
So zeigt sich bei verschiedenen wissenschaftlichen Untersuchungen, dass bei der 
Direktwahl des Bürgermeisters es insbesondere für den Kandidaten wichtig ist, 
„bürgernah“ zu sein.  

• Haushaltskrise 
Seit Anfang der 90er Jahre sind viele Kommunen in eine schwere Haushaltskrise 
geraten, ohne dass für viele absehbar wäre, wie sie aus eigener Kraft aus der 
überwiegend exogen bedingten Krise herauskommen können (Holtkamp 2000b). 
Einen Ausweg aus der Finanzkrise sehen sie darin, möglichst viele Aufgaben auf 
die Bürger zu übertragen. Sie erhoffen sich eine Entlastung der kommunalen 
Haushalte, wenn die Bürger eigene Ressourcen einbringen, geringere Ansprüche 
an selbst produzierte Güter stellen und mit diesen auch pfleglicher umgehen als 
mit den „anonymen“ städtischen Angeboten. Die Haushaltskrise hat somit viele 
wichtige Impulse für die Bürgerkommune gegeben.  

• Steuerungskrise 
Die Bürgerkommune ist eher ein indirektes Steuerungskonzept, das den Bürgern 
optimale Beteiligungsangebote offeriert. Der Bürger ist also nicht das zu regle-
mentierende Steuerungsobjekt, sondern ihm werden zusätzliche Möglichkeiten 
eröffnet, sich selbst einzubringen (im Sinne von Ermöglichungsverwaltung ). 
Zunehmend wird deutlich, dass sich mit den klassischen Steuerungsmedien (Geld 
und Recht) immer weniger politische Zielsetzungen erreichen lassen. Die Steue-
rung setzt dann in der Regel erst ein, wenn das jeweilige Problem nur noch 
schwer zu lösen ist. Die Kommune als „Reparaturbetrieb“ ist zusehends ineffektiv. 
Wenn man aber schon bei der Entstehung der Probleme ansetzen will, hat man 
als Kommune kaum direkte Steuerungskompetenzen und ist auf die Kooperation 
mit anderen Akteuren angewiesen. Prävention heißt somit häufig auch: Betei-
ligung . 

• Krise gesellschaftlicher Institutionen 
Die Familie, die Kirche und milieugebundene Organisationen sind u. a. aufgrund 
zunehmender Flexibilitätserfordernisse (Sennett 2000) bzw. aufgrund des Werte-
wandels (Klages 1993) in die Krise geraten. Gegenseitige Unterstützungsnetz-
werke sind somit voraussetzungsvoller geworden und müssen von vielen Men-
schen immer wieder neu geknüpft werden.  
Einerseits gibt es weiterhin eine große Bereitschaft anderen Menschen zu helfen 
und sich, wenn auch in anderen Formen (anstelle lebenslangen Aufopferns für 
andere: befristetes projektorientiertes Engagement) gesellschaftlich zu engagie-
ren. Andererseits müssen gerade von der Kommune im Verbund mit anderen 
Trägern erst einmal neue Angebote geschaffen werden, die diesen neuen Motiv-
lagen freiwillig Engagierter Rechnung tragen. 
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• Legitimationskrise der Demokratie 
Seit Anfang der 90er Jahre wurde mit dem Begriff der Politik(er)verdrossenheit 
ein Problem thematisiert, das sich in Deutschland Ende der 90er Jahre noch zu-
spitzen sollte. Dabei handelt es sich nicht nur um eine Krise der Parteien, sondern 
auch die realexistierende Demokratie in Deutschland wird von den Bürgern zu-
nehmend kritisch bis zynisch beurteilt. Am ehesten scheinen die Kommunen 
dazu geeignet zu sein, im direkten Kontakt mit den Bürgern die zunehmen-
de Distanz zwischen Bürgern und realexistierender D emokratie abzubauen, 
indem sie die Bürger verstärkt in die demokratische Willensbildung einbe-
ziehen . 

 
Charakteristika der Bürgerkommune  
Durch den Trend der Verwaltungsreformen (z.B. Neues Steuerungsmodel) in den 
letzten Jahren von einer eher betriebswirtschaftlichen orientierten Verwaltung zu ei-
ner gesellschaftlich orientierten Verwaltung wurde der Begriff Dienstleistungskom-
mune in vielen Städten durch den Begriff Bürgerkommune  ersetzt. Es gibt vielfältige 
Ausprägungen was eine Bürgerkommune ist oder wie Sie entwickelt werden soll. 
Hier einige Auszüge aus verschiedenen Leitbildern u nd Konzepten: 

 
Leitfaden Potsdam:  
„Bürgerkommune steht für eine Kommune, in der sich Bürgerinnen und Bürger als 
Teilhabe am Gemeinwesen verstehen und für die Entwicklung ihrer Stadt interessie-
ren und einsetzen. Sie bringen sich in Entscheidungen ein und helfen bei der Auf-
rechterhaltung, Gestaltung und Entwicklung ihrer Stadt mit….Die Einbeziehung der 
Bürgerinnen und Bürger in wesentlichen Entscheidungen wird durch einen fortlau-
fenden Beteiligungsprozess gesichert.  
 
Dr. rer.pol., Helmut Klages  
Dipl.-Volkswirt, geb. 1930; o. Professor für empirische Sozialwissenschaften, insbes. Soziologie (Organisations- und Verwal-
tungssoziologie) an der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer 

Kommunen „erklären sich regelrecht zu „Bürgerkommunen“ womit sie…….zum Aus-
druck bringen wollten, dass sie der Förderung der lokalen Bürgerbeteiligung eine ho-
he Bedeutung zubilligten.“  
 
 
Matthias Baaß  
Bürgermeister der Stadt Viernheim  

 „Für die Bürgerkommune gibt es keine klare Begriffsdefinition. Wann ist eine Stadt 
„Bürgerkommune“? Welche Kriterien gibt es, Bürgerkommune zu sein? Hinter dem 
Begriff stehen eine Haltung und ein fortdauernder Prozess, der erst in vielen kleinen 
Schritten und Projekten ein Gesamtbild zeigt. Die Bürgerkommune lebt im besonde-
ren Umfang vom sehr feinen Gefühl der Menschen, am örtlichen Geschehen beteiligt 
zu sein, einen hervorragenden Service zu erhalten und einer Engagement fördern-
den Haltung von Verwaltung und Politik zu begegnen. Der Weg zur Bürgerkommune 
ist ein dauernder Prozess, geprägt durch die Beteiligung und das Engagement der 
Menschen. Die Schaffung eines positiven Klimas für Bürgerorientierung und Bürger-
beteiligung ist eine Daueraufgabe, die auf Veränderung und Verbesserung der Betei-
ligungsstruktur zielt, aber auch auf eine positive Bewertung der Beteiligungsmöglich-
keit durch die Bürgerschaft. Das Wecken der Engagementbereitschaft muss bereits 
im Bildungsprozess von Kindern und Jugendlichen verankert sein. Kurze schnelle, 
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aber genauso schnell vergängliche Erfolge lassen sich auf dem Weg zur Bürger-
kommune nicht erzielen. 
Die Bürgerkommune braucht weniger Macher oder Manager, sondern vielmehr Men-
schen, die Wert auf langfristige gute Entwicklungen legen und die Beteiligung und 
Einbindung als Uraufgabe der Kommune verstehen. Die Bürgerkommune kann nie-
mand beschließen, sie wächst oder sie wächst nicht. Man muss sie aber wachsen 
lassen wollen. 
Flyer „Beispiel Viernheim – Eine Stadt auf dem Weg zur Bürgerkommune“, 2007) 

 
Insgesamt kann man festhalten, dass der Charakter einer Bürgerkommune sich vor 
allem auf die Potentiale der Bürgerschaft bezieht. Durch entsprechende Unterstüt-
zungsstrukturen und- formen sollen diese Potentiale vermehrt genutzt und aktiviert 
werden. Die Kommune soll hierbei Aktivierungs- und Unterstützungsfunktionen 
wahrnehmen. Die zentrale Unterstützungsfunktion ist der Aufbau einer Freiwilli-
geninfrastruktur.   
 
 
Ein Organisationsmodell 
 
Die drei Beteiligungsrollen  
Es gibt einen weitgehenden Konsens, dass die Beziehungen zwischen Kommune 
und Bürgern vielfältig sind. Der Bürger befindet sich der Verwaltung gegenüber in 
unterschiedlichen Rollen. Idealtypisch lassen sich grob drei Rollen unterscheiden.  

� Der Bürger ist politischer Auftraggeber,  da er als Staatsbürger bestimmte 
politische und soziale Rechte hat (Wahlrecht, gesetzliche Beteiligungsformen),  

� der Bürger ist Kunde der Leistungserstellung  und  
� der Bürger ist Mitgestalter des Gemeinwesens , also Koproduzent bei der 

Leistungserstellung.  
 
Die Beteiligung in der Auftraggeberrolle setzt bei der kommunalen Politikformulie-
rung und Planung an (z.B. Mediationsverfahren, Planungszellen oder Bürgerum-
fragen), während die Mitgestalter- und Kundenrolle v. a. in der Phase der Politi-
kumsetzung greifen. Die Kundenrolle beinhaltet eher die passive Beurteilung des 
kommunalen Outputs (Kundenbefragungen, Aktives Beschwerdemanagement 
etc.), während unter der Mitgestalterrolle das aktive Mitproduzieren des Outputs 
(z. B. Pflege von Sportstätten durch Vereine) zu verstehen ist. Diese Beteili-
gungsrollen sind nun im unterschiedlichen Maße dazu  geeignet, die Ziele 
der Bürgerkommune zu realisieren (siehe Schaubild)  

 
 
Das gemeinsame Dach einer Bürgerkommune  
 
Damit die Beteiligungsinstrumente sinnvoll eingesetzt werden können, bedarf es ei-
ner Erweiterung und teilweise Umgestaltung des politisch-administrativen Systems. 
Dieses gemeinsame „Dach“ der Bürgerkommune  besteht im Wesentlichen aus 
vier Bausteinen: 
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� Es müssen Organisationsstrukturen geschaffen werden, die eine  politikfeld-
übergreifende Koordination der Bürgerbeteiligung er möglichen . Die Bürger 
haben zumeist nur wenig Verständnis für die unterschiedlichen Ressortgrenzen 
und möchten, dass ihre Probleme ihrer Lebenslage entsprechend ganzheitlich 
behandelt werden. Wenn vorab keine verbindlichen Absprachen zwischen den 
verschiedenen Fachbereichen bestehen, ist die Umsetzung querschnittsübergrei-
fender Beteiligungsergebnisse eher unwahrscheinlich. Weiterhin ist unter politik-
feldübergreifender Koordination  zu verstehen, dass für den sich beteiligenden 
Bürger nach außen hin im Idealfall nur ein zentraler Ansprechpartner  zuständig 
ist. (One-Stop-Participation). 

 
� Als Steuerungszentrum der Bürgerkommune sollten gemeinsame nicht-

öffentliche Runden von Politik und Verwaltung für d as sog. Partizipations-
management geschaffen werden . (ähnlich dem Agendaprozess in Lampert-
heim) Häufig kann man in der kommunalen Praxis feststellen, dass relativ unre-
flektiert Beteiligungsinstrumente eingesetzt werden, die im Wesentlichen von dem 
Engagement einzelner Verwaltungsmitarbeiter abhängen. Das Partizipationsma-
nagement lässt sich idealtypisch als zirkulärer Prozess beschreiben. Im Rahmen 
des Partizipationsmanagements sollen sich Politik und Verwaltung vor dem Ein-
satz von Beteiligungsinstrumenten zusammensetzen. In der ersten Phase sollte 
eine gemeinsame Problemdefinition vorgenommen werden. Zu klären sind hierbei 
Fragen, wie z. B. zu welchem Thema oder bei welcher Aufgabe sollen die Bürger 
beteiligt werden, was sind voraussichtlich die Erwartungshaltungen der Bürger 
und welche Beteiligungsinstrumente kommen prinzipiell in Frage. In einer zweiten 
Phase erfolgt eine normative Voreinschätzung, in der gemeinsam darüber zu dis-
kutieren ist, ob eine Beteiligung im konkreten Fall überhaupt sinnvoll ist und wel-
ches Beteiligungsinstrument am geeigneten erscheint.  
Ein umsichtiges Partizipationsmanagement unter Beteiligung der Fraktionen ist 
die Voraussetzung dafür, den Kompetenzverlust des Rates im Rahmen der Bür-
gerkommune begrenzen zu können. Es hängt vielfach vom Thema ab, ob eine in-
tensive Beteiligung der Bürger überhaupt durchgeführt werden sollte. Das zweiten 
Kriterium, die soziale Ausgewogenheit, spielt weniger bei der Beurteilung, ob 

Kunden- 
orientierung 
 
 
 
Ziele: 
Akzeptanz 
Effektivität 
Effizienz 

Mitgestalter-
rolle 
 
 
 
Ziele: 
Akzeptanz 
Solidarität 
Effizienz 

Auftraggeber- 
rolle 
 
 
 
Ziele: 
Akzeptanz 
Demokrati-
sierung 
Effektivität 

Politikfeldübergreifende Koordination 

Partizipationsgestaltung 

Delegation 

Kultur- 
wandel 
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Bürgerbeteiligung im konkreten Fall Sinn macht, eine Rolle, sondern bei der Aus-
wahl der Beteiligungsinstrumente. Am Ende des gemeinsamen Diskussionspro-
zesses zwischen Politik und Verwaltung sollte möglichst eine konsensuale Ent-
scheidung für den Einsatz eines ausgewählten Beteiligungsinstrumentes stehen. 
Dieser Konsens zwischen allen Fraktionen und der Verwaltung ist von entschei-
dender Bedeutung, um die Kontinuität von Beteiligungsverfahren, die spätere 
Umsetzung von Beteiligungsergebnissen und eine positive Presseberichterstat-
tung zu gewährleisten. Nach dem Einsatz des Beteiligungsinstrumentes sollte ei-
ne empirische Bewertung stattfinden. 
 

� Der dritte Baustein ist die Delegation von Verantwortung auf Stadtteile, dezen-
trale Einrichtungen und Bürgergruppen  bei dementsprechender kommunaler 
Rahmensteuerung (Dezentralisierung). Die Delegation führt einerseits zu erhöh-
ten Anreizen der Bürger, sich an der Planung und Umsetzung lokaler Politik zu 
beteiligen. Andererseits ist die politikfeldübergreifende Koordination auf gesamt-
städtischer Ebene wahrzunehmen, was darauf verweist, dass ein neue Balance 
zwischen zentraler Steuerung und dezentralen Handlungsspielräumen zu finden 
ist. 

 
� Der vierte „Baustein“ ist der umfassende Kulturwandel, der als kollektiver Lern-

prozess dazu führen soll, dass die kommunalen Entscheidungsträger von 
sich aus auf die Bürger zugehen und die Beteiligung  der Bürger eher als 
Bereicherung denn als Beschneidung ihrer Kompetenze n und Gefährdung 
eingespielter Routinen empfinden . Kein Beteiligungskonzept, keine Dienstan-
weisung kann bewirken, dass die Bürgerkommune von den beteiligten Akteuren 
auch entsprechend umgesetzt wird. Kooperative Verhaltensweisen, wie z. B. die 
frühzeitige umfassende Information der Bürger über wichtige kommunale Pla-
nungsvorhaben, lassen sich nicht anordnen, sondern kommen nur zustande, 
wenn die Akteure von diesen Verhaltensweisen überzeugt sind. 

 
Die häufigsten Beteiligungsinstrumente -Handlungsfe lder und Instrumente  
Für die Bürgerbeteiligung kann man im Wesentlichen drei allgemeine Ziele identifizie-
ren 

 
� höhere Analysekapazität , d. h. in die Planung können mehr relevante Informati-

onen (z. B. über die Bedürfnisse der Bürger) eingehen und Planer und Bürger 
können gegenseitig voneinander lernen 

� bessere Politikergebnisse 
� höhere Akzeptanz der Planung . 
 
Diese Ziele sind nicht voneinander unabhängig. Die höhere Analysekapazität kann 
zu besseren Politikergebnissen führen, und diese können wiederum die Akzeptanz 
der Planung fördern. Gerade für den nachhaltigen Umgang mit Partizipationsres-
sourcen ist es von zentraler Bedeutung, dass sich für die P lanungsbeteiligten 
über die symbolische Mitwirkung hinaus eine reale V erbesserung der Politiker-
gebnisse ergibt. 
Diese Ziele der Bürgerbeteiligung lassen sich vor allem durch drei Verfahrensgrund-
sätze realisieren: 
 
1. Bürgerbeteiligung  sollte einen Dialog zwischen Bürgern einerseits und Verwal-
tung und Politik andererseits ermöglichen (durch Moderation, Gespräche in kleineren 
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Gruppen, Abbau von Informationsungleichgewichten und Ergebnisoffenheit des Ver-
fahrens).  
 
2. Die Ergebnisse der Bürgerbeteiligung sollten in relativ starkem Maße für Politik 
und Verwaltung verbindlich sein  
 
3. Es ist auf eine gesellschaftlich repräsentative Bürgerbeteilig ung hinzuwir-
ken . 

 
Der Verfahrensgrundsatz der Dialogorientierung stel lt nicht nur hohe Ansprü-
che an die Politik und die Verwaltung, sondern auch  an die Bürger . Die Bürger 
„müssen“ bei einem solchen Dialog in der Regel einige Abende an der Diskussion 
aktiv teilnehmen. Dies führt in der Regel zu sehr hohen Erwartungen der Teilnehmer 
gegenüber den Ergebnissen von dialogorientierten Verfahren. Die Verfahrensgrund-
sätze verstärken sich teilweise gegenseitig.  
In der folgenden Auflistung sind die möglichen Beteiligungsinstrumente den ver-
schiedenen Beteiligungsformen zugeordnet: 
 

 
 Punktuelle Beteiligung 

 
Dauerhafte Beteiligung 

Dialog- 
orientiert  

� Bürgerforen 
� Kundenforen 
� Planungszellen 
� Mediationsverfahren 

� Einwohnerbeiräte 
� Kundenbeiräte 
� Institutionalisierte Verbände-

beteiligung 
� Vertreter von gesamtstädti-

schen Interessenorganisatio-
nen in Fachausschüssen 

nicht dialog- 
orientiert 

� Bürgerversammlungen 
� Bürgerbefragungen 
� Kundenbefragungen 
� qualitative Interviews und 
   Focusgruppen 

� turnusmäßige Kunden -und 
Bürgerbefragungen 

� aktives Beschwerdemanag-
ment 

 
 

Viele Beteiligungsverfahren kommen dem Bedürfnis de r Bürger entgegen, sich 
nur kurzfristig und projektorientiert zu engagieren  und sind deswegen nicht so 
fest institutionalisiert wie viele Beiräte , die eher für eine kontinuierliche Mitarbeit 
konzipiert wurden.  
 
Dies führt häufig dazu, dass man sich erst nach der Durchführung dieser Verfahren 
Gedanken macht, wie man die Beteiligungsergebnisse in den politischen Entschei-
dungsprozess einfließen lassen will. Um eine höhere Verbindlichkeit von Bürger-
beteiligungsergebnissen für Politik und Verwaltung zu erreichen, sollte aber 
das kommunalpolitische Umfeld möglichst frühzeitig auf das Bürgerbeteili-
gungsverfahren abgestimmt werden. 
 
„Bevor die Bürgerbeteiligung einsetzt, sollte die Kommunalpolitik sich im Idealfall 
bereit erklären, finanzielle Ressourcen für die Ums etzung der Bürgerbeteili-
gungsergebnisse bereitzustellen.  Auch wenn dies angesichts der schweren kom-
munalen Haushaltskrise sicherlich häufig keine großen Etatposten sein können, so 
führt die Auseinandersetzung um diese Haushaltsmittel doch dazu, dass die Kom-
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munalpolitiker nicht „aus allen Wolken fallen“ können, wenn die Bürger mit konkreten 
Forderungen auf sie zukommen.  
 
Vorab sollte bereits geklärt werden, wann und wie sich der Rat und die Verwaltung 
mit der Beratung und Umsetzung der Beteiligungsergebnisse beschäftigen. Hierbei 
sollte insbesondere darauf Wert gelegt werden, dass die Beteiligungsergebnisse öf-
fentlichkeitswirksam präsentiert werden und sich der Rat und die Verwaltung öffent-
lich zu diesen Vorschlägen verhalten müssen.  
 
 
Die Koordinierungsstelle als Scharnier für Politik- Verwaltung und Bürger-
schaft. 
 
Um die Ziele, die Strukturen und die verschiedenen Instrumente einer Bürgerkom-
mune langfristig umzusetzen ist eine gemeinsame Koordinierungsstelle nötig. Diese 
stellt eine Art „Bindemittel“ zwischen den Beteiligten (Bürgergesellschaft, Politik und 
Verwaltung) dar. Ihre Aufgabe besteht im Wesentlichen darin, die verschiedenen Er-
gebnisentwürfe weiterzuleiten und zu vermitteln. Gleichzeit ist sie für den transparen-
ten Kommunikationsfluss zuständig und verantwortlich.  
 
 
Konkrete Beispiele von Bürgerkommunen 
 
Im nachfolgenden sollen einige, wenige Beispiele von „gelebten“ Bürgerkommunen 
die theoretische Diskussion verdeutlichen. Erkennbar wird, dass jede Bürgerkommu-
ne seine eigenen Konzepte und Leitgedanken, sowie ein individuelles Organisati-
onsmodell entwickelt hat. Heute existieren in Deutschland mehrere 100 Bürger-
kommunen, bzw. befinden sich auf dem Weg dorthin. Genannt werden zumeist: 
Potsdam, Berlin-Lichtenberg, Hamm, Köln und weiterhin: Stadt Arnsberg, Er-
furt,Nürtingen/Bayern,Göttingen, Essen,Viernheim/Hessen 
 
 

Die Bürgerkommune Filderstadt 
Der Filderstädter Weg (Auszüge), Spielregeln für die BürgerInnenbeteiligung 

 
Gemeinderat: Der Beschluss für ein Bürgerbeteiligungsverfahren 
 
Der Beschluss für ein Beteiligungsverfahren umfasst möglichst folgende Punkte: 
 
• ein Grundsatzvotum, das Beteiligungsverfahren durchzuführen 
• einen ungefähren Zeitplan, der insbesondere festlegt, bis wann (Teil)Ergebnisse 
vorliegen sollen 
• den Auftrag an die Verwaltung, das Beteiligungsverfahren – je nach Ausgangslage 
– zu initiieren, zu koordinieren oder zu begleiten, einschließlich der Genehmigung der 
erforderlichen Personal-, Sach- und Finanzressourcen  
• die Definition der Gestaltungsspielräume bzw. die Eingrenzung dessen, worum es 
in der Beteiligung geht, die für das Projekt zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel 
und damit das Budget, mit dem die Verwaltung planen kann falls sinnvoll, die Rah-
menbedingungen für das Projekt, die dem Gemeinderat wesentlich erscheinen, wie 
zum Beispiel bauliche oder soziale Standards  Nachdem der Gemeinderat einen Be-
teiligungsprozess in Gang gesetzt hat, sind seine Mitglieder im Verlauf der Bürgerbe-
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teiligung in der Rolle von Beobachtern. Erst, wenn verbindliche Entscheidungen über 
die Umsetzung von Ergebnissen anstehen, ist der Gemeinderat gefordert. Er ist der 
Souverän, das von der Bürgerschaft gewählte Parlament auf der städtischen Ebene. 
Der Gemeinderat würdigt die Ergebnisse, wägt alle G esichtspunkte für eine 
künftige Entwicklung ab und entscheidet dann mit Me hrheit für einen bestimm-
ten Weg. 
 
 
Allgemein:  
Phasen eines Beteiligungsprojektes 
Die Initiative zu einem Beteiligungsprozess kann sowohl von der Bürgerschaft als 
auch von der Kommunalverwaltung oder dem Gemeinderat ausgehen; muss jedoch 
in jedem Fall vom Gemeinderat beschlossen werden und gliedert sich in der Regel in 
folgende Phasen: 
 

Informationsphase: Hier wird die Öffentlichkeit über verschiedene Medien 
und Veranstaltungen in das Thema eingeführt. Die Menschen erfahren, dass Pla-
nungen anstehen und sie zur Beteiligung eingeladen sind. 
 

Dialogphase: In der Dialogphase tauschen Bürgerschaft, Stadtverwaltung 
und Stadtpolitik Informationen, Sichtweisen und Argumente direkt miteinander aus. 
Die Leitung der Treffen – seien es Sitzungen, Werkstätten oder Workshops – über-
nehmen kompetente und neutrale Moderatorinnen oder Moderatoren. In der Dialog-
phase wird der gemeinsame Konsens gesucht, aber nicht erzwungen. Wo es keine 
Einigung gibt, werden die unterschiedlichen Positionen festgehalten. Die Moderation 
leitet die teilnehmenden Bürgerinnen und Bürger an, Empfehlungen zu formulieren.  
 

Dokumentation: Die Ergebnisse der Bürgerbeteiligung zu dokumentieren, ist 
Aufgabe der neutralen Moderation. Sie leitet auch die Abschlussveranstaltung am 
Ende der Dialogphase und übergibt die Ergebnisse dort gemeinsam mit den Bürge-
rinnen und Bürgern an die Stadtverwaltung. Danach stellt die Verwaltung die Emp-
fehlungen der Bürgerschaft im Gemeinderat zur Diskussion. Dieser entscheidet über 
die Umsetzung. 
 

Rückkoppelungsphase: Die Teilnehmenden der Dialogphase erhalten vorab 
den Text, die so genannte Vorlage, mit der die Verwaltung den Gemeinderat infor-
miert und dessen Entscheidung vorbereitet. Sie werden neben der öffentlichen Ein-
ladung im Amtsblatt auch schriftlich informiert, wann der Gemeinderat das Thema 
öffentlich behandelt. Nach der Gemeinderatsentscheidung lädt die Stadtverwaltung 
die Bürgerinnen und Bürger wiederum zu einer Veranstaltung ein. Dort erläutert und 
begründet sie das Ergebnis der Gemeinderatsentscheidungen. Sie informiert auch 
über den weiteren Umgang mit den bürgerschaftlichen Empfehlungen und den weite-
ren Verlauf des Verfahrens. 
 
Verwaltung: 

Die Interessengruppe Bürgerschaftliches Engagement IGBE 
Beteiligungsverfahren verlangen den Einsatz verschiedener Verwaltungsberei-
che,damit alle notwendigen Informationen zur Verfügung stehen und alle betroffenen 
Fachgebiete einbezogen sind. Seit 2004 tagt deshalb zweimal jährlich die verwal-
tungsinterne und ämterübergreifende Arbeitsgruppe „Interessengruppe Bürgerschaft-
liches Engagement“ (IGBE). Die jeweils federführenden Fachämter bringen Projekte 
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und Vorhaben in die Sitzung ein, für die eine Bürgerbeteiligung wünschenswert oder 
vorgeschrieben ist. Die IGBE  
• prüft, wer vom Gegenstand des Verfahrens betroffen ist und daher beteiligt werden 
sollte; 
• klärt potentielle Überschneidungen zu anderen Planungen/Prozessen; 
• schlägt Beteiligungsverfahren vor; 
• kalkuliert vor diesem Hintergrund den seitens der Verwaltung erforderlichen Finanz- 
und Personaleinsatz; 
• schätzt ab, wie viele Beteiligungsprozesse oder -projekte in welcher Größenord-
nung realistischer Weise parallel durchgeführt werden können (die Erfahrung zeigt: 
sich auf einige Projekte zu konzentrieren, diese aber qualifiziert durchzuführen, ist 
dem Leitziel „Bürgerkommune“ dienlicher, als eine Fülle von Vorhaben unzureichend 
abzuwickeln);  
• erarbeitet auf Grundlage dieser fach-lichen Einschätzung einen Vorschlag, welche 
Beteiligungsprozesses oder –projekte (Projekteliste) in nächster Zeit durchgeführt 
werden sollen. Die Projekteliste künftiger Beteiligungsverfahren, zusammen mit einer 
Begründung, wird dem gemeinderätlichen Ausschuss für Verwaltung, Bürgerbeteili-
gung und Wirtschaftsförderung vorgelegt, dort diskutiert, gegebenenfalls geändert 
und beschlossen. 
 
Ablauf: 

Der Informationsfluss vor Beginn des Beteiligungsprojekts  
In der Öffentlichkeitsarbeit werden die Beteiligungsprozesse als verbindliches Vorge-
hen transportiert: Wer mitsprechen möchte, kann und soll sich einbringen. Das Er-
gebnis kann nicht im Nachhinein in Frage gestellt werden. Vor Beginn der Projektar-
beit oder bei einer Auftaktveranstaltung erhalten die Bürgerbeteiligungsgruppen von 
den zuständigen Fachämtern Informationen über die Rahmenbedingungen wie 
• Legitimation und Kompetenzen nach der Gemeindeordnung  
• finanzielle Rahmenbedingungen (kurzund mittelfristig), 
• Planungszeiträume und Zeithorizont der Umsetzung von Ergebnissen 
• Ansprechpartner in der Verwaltung 
• Einbindung weiterer Interessengruppen 
• Rederechte für Bürgerinnen und Bürger im Gemeinderat oder Ausschuss, z.B. als 
Sachkundige Bürger 
• Präsentationsmöglichkeiten der Ergebnisse durch Bürgerinnen und Bürger im zu-
ständigen Fachausschuss Damit möglichst viele Interessengruppen in die Lage ver-
setzt werden, teilzunehmen, werden Termine für Planungsworkshops frühzeitig an-
gekündigt und finden maximal über anderthalb Tage, meist Freitag nachmittags und 
samstags statt. 
- in der aktiven Beteiligungsphase 
Zu Beginn und während der Beteiligungsphase wird die Öffentlichkeit offensiv über 
den Prozess informiert, auch über mögliche kontroverse Punkte. 
• Die Verwaltung gewährleistet den internen Postversand der Bürgergruppe. Die 
Gruppe klärt, wer ihre Ansprechpartner sind und nennt die Anzahl und Namen derje-
nigen, die zu Besprechungen in die Verwaltung eingeladen werden sollen. 
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Bürgerkommune Hamm (Auszüge) ein Strukturschema für die Organisation 
 

Bürgerkommune / Struktursche-
ma 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Einzelprojekte 
 
Zur Bündelung und Vereinheitlichung der unterschiedlichen Initiativen und Koopera-
tionsprojekte hat die Verwaltung vor diesem Hintergrund eine Organisationsstruktur 
entwickelt, die die einzelnen Maßnahmen der Stadtämter und Institutionen zunächst 
im Rahmen themenbezogener Arbeitsgruppen aufgreift.  
 
Die Arbeitsgruppen: 
� Bürgerengagement 
� Bürgerbeteiligung 
� Bürgerservice 
 
Sie sollen bereits bestehende Projekte zum aktuellen Leitbild der Bürgerkommune 
begleiten und unterstützen sowie neue Initiativen anregen und fördern. Um Über-
schneidungen und Doppelarbeit in den Arbeitsgruppen zu vermeiden und um dem 
Verwaltungsvorstand, der die Funktion einer Lenkungsgruppe übernimmt, zuzuarbei-
ten, wurde eine Projektkoordination eingerichtet. In einem weiteren Arbeitsschritt sol-

Lenkungsgruppe 
Verwaltungsvorstand 

Koordination 

AG „Bürgerbeteiligung“; 
 
Bürger als Ko-Entscheider; 
Strukturen zum Aufbau 
bürgerschaft. Engage-
ments 

AG „Bürgerengagement“; 
 
Wahrnehmung komm. 
Aufgaben durch Freiwilli-
ge/engagierte Bürger 

AG „Bürgerservice“ 
 
(Virtuelles Rathaus, 
Bürgerämter) 
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len die AG-Ergebnisse gesichtet, in ihrer jeweiligen Bedeutung als Beitrag zur Bür-
gerkommune Hamm bewertet und an die Lenkungsgruppe / den Verwaltungsvor-
stand zur Entscheidung über die Aufnahme in das Gesamtkonzept rückgekoppelt 
werden. 
 
Bürgerkommune Viernheim: 

Die sechs Säulenprogramme der Bürgerkommune 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

SSääuullee  11 „„FFrreeiiwwiilllliiggeess  EEnnggaaggeemmeenntt  wwüürrddiiggeenn““    
��  WWüürrddiigguunngg  iimm  ttäägglliicchheenn  AAllllttaaggsshhaannddeellnn  
��  AAnneerrkkeennnnuunnggssvveerraannssttaallttuunnggeenn  ffüürr  eehhrreennaammttlliicchh  TTäättiiggee  

aallss  WWeerrttsscchhäättzzuunngg  ffüürr  ddaass  ggeelleeiisstteettee  EEnnggaaggeemmeenntt  
��  WWeeiitteerrbbiilldduunnggssaannggeebboottee  zzuurr  QQuuaalliiffiizziieerruunngg  vvoonn  eehhrreennaammtt--

lliicchheemm  EEnnggaaggeemmeenntt  
��  IInnffoobbrriieeff  ffüürr  eennggaaggiieerrttee  PPeerrssoonneenn  uunndd  IInnssttiittuuttiioonneenn  

„„SSeerrvviicceeqquuaalliittäätt  ssiiggnnaalliissiieerrtt  BBüürrggeerr--
oorriieennttiieerruunngg““  

��  BBüürrggeerrbbüürroo  
��  VViirrttuueelllleess  RRaatthhaauuss  
��  RReeggeellmmääßßiiggee  KKuunnddeennbbeeffrraagguunnggeenn  
��  AAkkttiivveess  BBeesscchhwweerrddeemmaannaaggeemmeenntt  

SSääuullee  22  

„„MMiittbbeessttiimmmmuunngg  dduurrcchh  IInnffoorrmmaattiioonn  
uunndd  BBeetteeiilliigguunngg““  

��  BBüürrggeerrbbeetteeiilliigguunnggssvveerrffaahhrreenn  „„WWaallddsscchhwwiimmmmbbaadd““  
��  BBüürrggeerrbbeeffrraagguunnggeenn//BBüürrggeerrppaanneell  
��  wwwwww..vviieerrnnhheeiimm..ddee  --  IInnssttrruummeenntt  ssttäännddiiggeerr  IInnffoorrmmaattiioonneenn  
��  HHaauusshhaallttssttoouurr  
��  SSppoorrttssttäätttteennbbeelleegguunngg  iimm  DDiiaalloogg  mmiitt  VVeerreeiinneenn  
��  BBüürrggeerrbbeetteeiilliigguunngg  nneeuueess  RRaatthhaauuss  
��  GGrrüünnpprroojjeekktt//  PPrroojjeekktt  IInnnneennssttaaddtteennttwwiicckklluunngg  
��  SSppoorrtteennttwwiicckklluunnggssppllaannuunngg  
��  PPrroojjeekktt  TTiivvoollii--PPaarrkk  

SSääuullee  33  

SSääuullee  44  
„„VVeerräännddeerrtteess  RRoolllleennvveerrssttäännddnniiss  ddeerr  
PPoolliittiikk““  

��  LLookkaallee  DDeemmookkrraattiieebbiillaannzz  
��  LLeerrnneenn  aamm  PPrroozzeessss““    --  SSttvv..--VVeerrssaammmmlluunngg  iinn  ddeerr    FFuußß--

ggäännggeerrzzoonnee  

„„EErrmmöögglliicchhuunnggsshhaallttuunngg  ddeerr  VVeerrwwaall--
ttuunnggssmmiittaarrbbeeiitteerr  fföörrddeerrnn““  

��  SSttaaddtttteeiillkkoonnzzeeppttiioonn  iinn  ddeerr  JJuuggeennddaarrbbeeiitt  
��  AAmmttsslleeiitteerrrruunnddee  ((EErrffaahhrruunnggssbbeerriicchhttee  
��  VVeerrwwaallttuunnggss--WWoorrkksshhooppss    
��  DDeeffiinniittiioonn  vvoonn  LLeerrnnpprroojjeekktteenn  ((HHaauusshhaallttssttoouurr,,  SSiicchheerreerr  

SScchhuullwweegg,,  SSeeiitteennwweecchhsseell,,  TTiivvoollii--PPaarrkk))  
��  SSoozziiaallaammtt//PPffiiVVVV    

SSääuullee  55  
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Kritische Stimmen zur Bürgerkommune  
 
In der öffentlichen Diskussion gibt es auch kritische Stimmen zur Bürgerkommune. 
Diese sollen in der vorliegenden Gesamtdarstellung nicht unerwähnt bleiben. Sie ha-
ben aber die Entwicklung der letzten Jahre nicht eindämmen können und obwohl die 
Argumente oft tatsächlich den realen Bedingungen entspricht, „widerspiegeln sie im 
Grunde alte überholte Vorstellungen und sind in diesem Sinne konservativ.“  
 
Die Hauptargumente in einer kurzen Übersicht: 
 

� Die aktuellen gesetzlichen Rahmenbedingungen begren zten drastisch 
die Chancen zur Einführung von Bürgerkommunen. Sie seien im Grunde 
nur eine „Demokratisierung der Machtlosigkeit“. Die ser Begriff stelle am 
deutlichsten das derzeitige Dilemma für deren Herau sbildung dar.  

 

Die vielen in der Praxis und in der einschlägigen Literatur zu findenden Beispiele 
konnten zeigen, dass immer mehr Kommunen den Weg einer optimalen Bürgerbetei-
ligung auf vielen Handlungsfeldern beschreiten, ohne mit den Bundes- oder Landes-
gesetzen in Konflikt zu geraten. 
 

� Die Bürgerkommune würde das kommunale Machtdreieck zugunsten der 
Bürgerschaft und zuungunsten der Verwaltung und der  Politik verschie-
ben. Diejenigen, die die Initiative zur Schaffung v on Bürgerkommunen 
bzw. von Elementen auf dem Weg zu ihr ergreifen sol len, also die Politik 
und die Verwaltung, sägten dabei den eigenen Ast ab , auf dem sie sitzen. 

SSääuullee  77  „„IInnffrraassttrruukkttuurr    bbeerreeiittsstteelllleenn““  
��  SSeenniioorreennbbeeggeeggnnuunnggssssttäättttee  
��  NNaattuurrhheeiillttaaggee  
��  DDeemmeennzznneettzz  
��  TTrreeffff  iimm  BBaahhnnhhooff((TTiiBB  
��  GGrrüünndduunngg  nneeuueerr  SSeellbbsstthhiillffeeggrruuppppeenn  

„„EErrkkeennnnbbaarree  EEnnggaaggeemmeennttppootteennzziiaallee  
aakkttiivv  aauuffggrreeiiffeenn““  

��  BBüürrggeerrkkaarraawwaannee  
��  TTaaggee  ddeess  bbüürrggeerrsscchhaaffttlliicchheenn  EEnnggaaggeemmeennttss  
��  AArrbbeeiitt  mmiitt  SSeellbbsstthhiillffeeggrruuppppeenn  
��  MMeennttoorreenn//PPaatteenn  FFöörrddeerrbbaanndd  
��  NNeeuubbüürrggeerr--  BBeeggrrüüßßuunnggsskkoommiitteeee  
��  TTiiBB  ––  TTrreeffff  iimm  BBaahhnnhhooff    
��  SSBBSS  --  SSeenniioorreennbbeeggeeggnnuunnggssssttäättttee  
��  JJoobbbböörrssee  iimm  IInntteerrnneett  
��  AAGG  SSppoorrttmmaarrkkeettiinngg  
��  PPrroojjeekktt  EElltteerrnnbbiilldduunngg  
��  FFrreeiiwwiilllliiggeennttaagg  

SSääuullee  66  
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Rechtstheoretisch bedeute die „Bürgerkommune“ die A ushöhlung der 
repräsentativen Demokratie durch die direkte und pa rtizipative Demokra-
tie . 

 
Keine politische Strömung bezweifelt heute ernsthaft, dass der eigentliche Souverän 
das Volk, der Bürger, ist. Das ist durch das Grundgesetz und durch die Landesver-
fassung eindeutig geregelt und entspricht so auch der historischen Etappe der Ent-
wicklung der Demokratie. Es gibt kein anderes und besseres Mittel für einen demo-
kratischen Staat, seine Grundlagen zu festigen, als den Souverän auf allen Ebenen 
in die jeweils wichtigen Entscheidungen der Entwicklung des Gemeinwesens einzu-
beziehen. Der damalige Vorsitzende der Gewerkschaft ÖTV, Frank Bsirske, stellte 
dazu fest: 
„Zur Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger gibt es keine Alternative“.Die partielle 
und zeitweilige Übergabe ihrer Souveränität an gewählte Mandatsträger erfolgt nur 
aus praktischen Gründen der Entscheidungsfindung und der Durchsetzung dieser 
Entscheidungen. Sie muss – wenn der Souverän es will – mit der direkten Einfluss-
nahme seinerseits auf wichtige Entscheidungen des jeweiligen Gemeinwesens ver-
bunden sein. 
 

� Die Bürgerkommune sei unsozial, da unbestritten sei , dass sie „v.a. von 
Aktivbürgern der Mittelschichten genutzt wird“.  Es gäbe eine „soziale 
Ungleichheit bei der Bürgerbeteiligung; es sind vor  allem Männer aus 
der Mittelschicht, die sich in der Auftraggeberroll e engagieren“.„Die ar-
beitsmarktpolitischen Rahmenbedingungen werden in d er kommenden 
Zeit diese Schieflage zwischen den sozialen Gruppen  und ihren Beteili-
gungsmöglichkeiten noch drastisch verschärfen. Die anwachsende Zahl 
der Betroffenen von Langzeitarbeitslosigkeit, priva ter Armut und Verlust 
an sozialer Kompetenz und fachlicher Qualifikation reduziert drastisch 
das Beteiligungsinteresse und -vermögen.“Prof. Rola nd Roth, Sachver-
ständiger der Bundestagsfraktion der PDS in der Enq uetekommission 
des Bundestages „Bürgerschaftliches Engagement“ sie ht die Ungleich-
heiten noch weit drastischer und weit gefächerter u nd verweist auf „exis-
tierende ethnische, rassische und geschlechtsspezif ische, soziale, regi-
onale und andere Formen der Benachteiligungen“.   

 
Der Verweis darauf, dass die Bürgerkommune nur einen Teil der Bürger erreiche, 
„gilt allerdings auch für die repräsentative Demokratie. Die Mittelschicht beteiligt sich 
stärker an Wahlen, ist in den Stadträten deutlich überrepräsentiert und hat auch ei-
nen sehr großen Einfluss auf die Entscheidungen des Stadtrates. Dies hat bisher 
allerdings im Gegensatz zur Bürgerkommune noch nicht dazu geführt, dass die re-
präsentative Demokratie stark in Frage gestellt wurde“. 
 

� Vielfach werden finanzielle Argumente gegen die Bür gerkommune vor-
gebracht und diese wiederum aus recht unterschiedli chen Erwägungen 
heraus. „Leere Kassen blockieren vielfach die Umset zungsmöglichkeit 
von Beteiligungsergebnissen oder erschwerten bereit s die Durchführung 
effizienter Beteiligungsverfahren. Zudem wirkt sich  die ... Mehrebenen-
förderung (EU-,Bundes-, Landes-, Kreismittel als vo neinander unabhän-
giges Förderpaket sind keine Seltenheit mehr) zumei st negativ auf die 
Spielräume für bürgerschaftliches Engagement aus. B eim Abwägen der 
verbleibenden Spielräume kommen nicht selten Reform willige zu dem 
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Schluss, der Aufwand würde sich dafür nicht lohnen.  “Auch an der Uni-
versität Potsdam benennt man – kurz gesagt – dieses  Argument: „Die 
Haushaltskrise vieler Kommunen bildet ein Problem i n der Umsetzung 
der Bürgerkommune. Grund: Engagementsstrukturen kön nen sie sich fi-
nanziell nicht leisten.“ 

 
Hauptargumente gegen die Einwände für eine Bürgerkommune aus finanziellen 
Gründen sind:  
 

� Von den verschiedensten politischen Kräften wird anerkannt und in Studien be-
legt, dass es zur Bürgerkommune, das heißt, zu einer höchstmöglichen Beteili-
gung der Bürger an der Gestaltung ihres Gemeinwesens keine Alternative gibt, 
auch wenn sie mit finanziellen Kosten verbunden ist. Die Zufriedenheit der Bürger 
an der Mitgestaltung ihrer kommunalen Lebensumstände ist nicht weniger wich-
tig, effektiv und produktiv als die Gestaltung eines dieser Elemente ihres Lebens-
umfeldes.  

 
� Eine Vielzahl von Beteiligungselementen sind überhaupt nicht mit Kosten verbun-

den, sondern bedürfen lediglich einer Veränderung der politischen Kultur im 
kommunalen Kräftedreieck Politik - Verwaltung - Bürgerschaft. 

 
� Nicht wenige Beispiele der Praxis beweisen, dass die Mitbeteiligung der Bürger 

oft mit einer Verbilligung der geplanten Investitionsmaßname ohneQualitätsver-
luste verbunden ist. 

 
Gleichzeitig wird jedoch die Haushaltskrise als ein der Herausbildung von Bürger-
kommunen förderliches Element angesehen. Eine „wesentliche Entwicklung, die für 
den Einsatz der Bürgerkommune spricht, ist die kommunale Haushaltskrise. Einen 
Ausweg aus der Finanzkrise sehen viele kommunale Praktiker darin, möglichst viele 
Aufgaben auf die Bürger zu übertragen. Sie erhoffen sich eine Entlastung der kom-
munalen Haushalte, dass die Bürger eigene Ressourcen einbringen, geringere An-
sprüche an selbst produzierte Güter stellen und mit diesen auch pfleglicher umgehen 
als mit den ‚anonymen’ städtischen Angeboten.“  
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